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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Wahl, Metzger, Dr. Kopf 
und Genossen 


betr. Internationale Schiedsgerichtsbarkeit auf dem 
Gebiete des Privatredhts 


Der Bundestag wolle beschließen : 

Im Sinne der Empfehlung 156*) der Beratenden Versammlung 
des Buroparates vom 17. Januar 1958 

wird die Bundesregierung ersucht, 

im Ministerkomitee des Europarates darauf hinzu wirken, daß 
baldmöglichst ein Komitee von Regierungssachverständigen 
mit der Ausarbeitung einer europäischen Konvention über 
die Internationale Schiedsgerichtsbarkeit auf dem Gebiet des 
Privatrechts auf der Grundlage des Entwurfs des Internatio- 
nalen Instituts für die Vereinheitlichung des Privatrechts in 
Rom in der Fassung der Beschlüsse des Rechtsaussehussos 
der Beratenden Versammlung des Europarates beauftragt wird. 


Bonn, den 11. März 1958 
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Frau Dr. Rehling 
Dr. Schmid (Frankfurt) 
Schütz (München) 

Dr. Serres 

Frau Dr. h. c. Weber (Aachen) 


m ) siehe Anlage 
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Drucksache 267 


Anlage 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Empfehlung 156 betreffend Internationale Schiedsgerichts- 
barkeit auf dem Gebiete des Privatrechts 


(Kurze Inhaltsangabe) 

Unter Berufung auf das Ziel des Europarates, die Einigung 
Europas zu fördern und namentlich auf dem Gebiet des Rechts- 
wesens eine fortschreitende Vereinheitlichung und Harmo- 
nisierung anzustreben sowie auf die Sonderbotschaft des 
Ministerkomitees, in der die Untersuchung der Möglichkeiten 
für eine Vereinheitlichung der nationalen Gesetzgebungen 
angekündigt wird, fordert die Empfehlung die Ausarbeitung 
einer Europäischen Konvention über die internationale Schieds- 
gerichtsbarkeit auf dem Gebiete des Privatrechts auf der in 
dem Antrag festgelegten Grundlage. 
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